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13" Beiblatt Bei blatt B!..:r._I:~!lamentskorrespondenz 

der Abg" H 0 n :ri e r und Genossen 

an den BUl1desminister für Finanzen, 

5. März 1952 

betreffend die Gefährdung der Volksgesundheit duroh die Vernachlässigung 

der Pflichten der Bundesregierung gegenüber den spitalerhaltenden Gemeinden. 

Jeder Staat, der den Anspruch darquf erhebt, als sozialer Staat ange­

sprochen zu werden, muß es sich zur Aufgabe stellen, die Spitäler als w ioh­

tige Organe des Gesundheitsschutzes in einem solchen Zustand und in solcher 

Z~hl zu erhalten, daß die BevBlkerung dort tatsächlich die notwendigen Vor­

aussetzungen zur Wiederherstellung der Gesundheit finden kanno Im Gegensatz 

zu diesem elementaren Grundsatz der Menschlichkeit hat die Bundesregi~rung 

die Sorge um die Erhaltung der Spitäler den Gemeinden aufgehälst, deren 

Einnahmen durch das seinerzeitige Notopfer und jetzt durch das Bundespräzi­

puum empfindlich gekürzt werden. Einstimmig hat dazu der Städtetqg um 

80 und 9. Dezember festgestellt, daß "die Gemeindespitäler in eine unhalt­

barefinanzielle Situation geraten sind, da gerade jene Bestimmungen des 

österreichischen Krankenanstaltengesetzes noch immer außer Kraf~ sind, die 

den Bund und die Länder zur Beitragsleistung zum Aufwand dieser Anstalten 

verpflichten"" 

Insbesondere die spitalerhaltenden Gemeinden in Niederösterreich sind 

durch diese unhaltbare Lage in schwere Bedrängnis geraten und stehen vor 

der Schließung der Spitäler. Jeder Versuch, die entstandene Lage durch Er­

höhung der Verpflegssätze oder durch stärkere Belastung der Krankeniassen 

zu beseitigen, ist nichts anderes als ein Weg, der dazu führt, die Spitale­

pflege für den bedürftigen Teil der Bevölkerung unersohwinglioh zu machen, 

sei es durch die Verteuerung der Verpflegssätze selbst oder duroh ErhBhung 

der Kass enbeiträge 0 Solche Maßnahmen wUrden eine ernste Bedrohung der Vollm -

gesundheit darstellen. Zu nichts anderem aber fUhrt diese antisoziale, 

volksfeindliche beharrliche Weigerung, die Verpflichtungen des Bundes g(;~g:;J:''''. 

lber den ßpitä~ern zu erfülleno 

Es geht nicht an, daß sich die Bundesregierung dahinter verschanzt, 

daß das KranIc€,nnnstalt engeset z in der Hi tlerzei t außer Kraft gesetzt wurde J 
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5. März 1952 

um ihre Pflichten gegenüber den kr3.nken Staatsb6.r$ern nicht zu erfüllen., 

(Die unteraichneten Abgeordneten richten dah~r an den Herrn Bundesminister 
"'" für Finanzen d1.e folgende 

An fra g e: 

1. Ist der Herr Bundesminif$ter. bereit, dafür zu sorgen, daß der Bund 

ehestel1-5 seine elementare Verpflichtung gegenüber den Staätsbürgern er­

füll t, für ein ausreichendes und den modern~n Begriffen .des G·esundheits­

.chutzes entspreohend dotiertes Netz von Krankenanstalten zu sorgen? Ist 
der Herr Bundesminister bereit, bis zur Durchfiihrung dieser Maßnl3.h6!~n zu..,,; . . 

mindest den Zustand wieder herzustellen, der dem asterreichischen Krankrm-

andaltengesetz entspricht? 
. . .' '. 

2. Ist der Herr Bundesminister bereit, unverzl1g1ich die notwendigen 
M?Bnahmen zu treffen,· um das bis heute aufgelaufene Def'izitder Spitäler 

aus Bundesmitteln zu decken und so die Verteuerung eider Sohließung der 

Spitijlerhintanzuhalten? 

;-~-.-.~ 
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